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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 und § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur Aus-
führung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 
(GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 
2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XIV-179 vom 21. April 2009 für die Grund-

stücke Pflügerstraße 29-31 und 34-36, Rütlistraße 1-8 und 31-45, 
Weserstraße 192 und 198 sowie die Rütlistraße im Bezirk Neukölln 
wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Neu-

kölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereich Vermessung, 
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Be-
zirksamt Neukölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereiche 
Stadtplanung und Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von 
Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel 
gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 
2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 9. November 2010

Bezirksamt Neukölln von Berlin

B u s c h k o w s k y
Bezirksbürgermeister

B l e s i n g
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-179 im Bezirk Neukölln

Vom 9. November 2010
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), in Verbindung mit § 6 Absatz 5 des Geset-
zes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. No-
vember 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan I-B5e vom 18. Oktober 2006 mit Deckblatt 

vom 16. Juli 2008 für die Grundstücke Hackescher Markt 4, Neue 
Promenade 3-9, Kleine Präsidentenstraße 1/3 und Große Präsiden-
tenstraße 5-10 im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte, wird festgesetzt. 

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mitte 

von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Vermessungsamt, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Mitte von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Fachbereich Stadt-
planung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht während der 
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Mitte von Ber-
lin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß 
§ 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 30. November 2010

Bezirksamt Mitte von Berlin

H a n k e
Bezirksbürgermeister

G o t h e
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans I-B5e im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte

Vom 30. November 2010
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Auf Grund des § 1 des Schornsteinfegergebührengesetzes vom 
13. Oktober 2010 (GVBl. S. 462) wird verordnet:

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Durch diese Rechtsverordnung werden Gebührensätze für Tä-
tigkeiten der Bezirksschornsteinfegermeisterin und des Bezirks-
schornsteinfegermeisters, insbesondere für solche nach der Über-
prüfungsverordnung vom 17. Dezember 2009 (GVBl. S. 886, 
GVBl. 2010 S. 10), bestimmt, die von der Kehr- und Überprüfungs-
ordnung vom 16. Juni 2009 (BGBl. I S. 1292) abweichen.

(2) Soweit keine abweichenden Bestimmungen getroffen werden, 
sind Gebühren nach Maßgabe der Kehr- und Überprüfungsordnung 
zu erheben.

§ 2
Gebührenbemessung

(1) Die Anzahl der Arbeitswerte für die anteilige Fahrtpauschale 
gemäß Nummer 1.2 der Anlage 3 (zu § 6) der Kehr- und Überprü-
fungsordnung wird auf 8,2 festgelegt. 

(2) Die Berechnungsgrundlage für die Überprüfung von Dunstab-
zugsanlagen gemäß § 2 Nummer 1 der Überprüfungsverordnung 
beträgt für jede angefangene viertel Stunde 15,0 Arbeitswerte.

(3) Die Berechnungsgrundlage für die Überprüfung von Lüf-
tungsanlagen gemäß § 2 Nummer 2 der Überprüfungsverordnung 
beträgt je Kontrollöffnung 7,7 Arbeitswerte und je Hauptschacht 
42,0 Arbeitswerte. 

(4) Für Arbeiten nach den Absätzen 2 und 3 wird der Betrag eines 
Arbeitswerts auf 0,90 € zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer 
festgesetzt.

§ 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

(2) Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft.

Berlin, den 3. Dezember 2010

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
Ingeborg J u n g e - R e y e r

Gebührenordnung 
für Schornsteinfegerarbeiten im Land Berlin 

(Schornsteinfegergebührenordnung – SchfGebO)
Vom 3. Dezember 2010
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 7-13Bb vom 3. Juni 2010 für die Grundstü-

cke Augsburger Straße 2/12, Passauer Straße 4-12, 33-38, Lietzen-
burger Straße 2/20 B, Ansbacher Straße 30/38, 31/35, Bayreuther 
Straße 10-11, Wormser Straße 4-6 im Bezirk Tempelhof-Schöne-
berg, Ortsteil Schöneberg, wird festgesetzt. Er ändert bezüglich der 
Art der baulichen Nutzung teilweise den durch Verordnung über die 
Festsetzung des Bebauungsplans XI-36 im Bezirk Schöneberg vom 
17. April 1958 (GVBl. S. 414) festgesetzten Bebauungsplan, teil-
weise den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungs-
plans XI-38 im Bezirk Schöneberg vom 22. Oktober 1959 (GVBl. 
S. 1196) festgesetzten Bebauungsplan, teilweise den durch Verord-
nung über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-B im Bezirk 
Schöneberg vom 8. Dezember 1986 (GVBl. S. 2035) festgesetzten 
Bebauungsplan und teilweise den durch Verordnung über die Fest-
setzung des Bebauungsplans XI-203 im Bezirk Tempelhof-Schöne-
berg vom 20. Juni 2006 (GVBl. S. 649) festgesetzten Bebauungs-
plan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-

hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für Geoin-
formation und Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebau-
ungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von 
Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für Planen, Genehmigen und 
Denkmalschutz, Fachbereich Planen und Fachbereich Genehmigen 
und Denkmalschutz, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Ab-
satz 2a Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb von einem Jahr, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof- 
Schöneberg von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. Dezember 2010

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d
Bezirksbürgermeister

K r ö m e r
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 7-13Bb im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, 

Ortsteil Schöneberg
Vom 7. Dezember 2010
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 7-13Bc vom 3. Juni 2010 für die Grundstücke 

An der Urania 1, 5, Kurfürstenstraße 123-130, Einemstraße 11, 
Ahornstraße 1-5, Maienstraße 1A-3, Courbièrestraße 3-17, Kleist-
straße 3-8, 32-35, Eisenacher Straße 1-3A, Fuggerstraße 2/10, 
Kalckreuthstraße 3-4, 16-19 und eine Teilfläche des Grundstücks 
Martin-Luther-Straße 3-7 / Fuggerstraße 12 im Bezirk Tempelhof-
Schöneberg, Ortsteil Schöneberg, wird festgesetzt. Er ändert bezüg-
lich der Art der baulichen Nutzung teilweise den durch Verordnung 
über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-39 im Bezirk Schöne-
berg vom 21. März 1961 (GVBl. S. 409) festgesetzten Bebauungs-
plan, den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungs-
plans XI-40 im Bezirk Schöneberg vom 19. Mai 1970 (GVBl. S. 
748) festgesetzten Bebauungsplan, teilweise den durch Verordnung 
über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-163 im Bezirk Schö-
neberg vom 29. November 1977 (GVBl. S. 2338) festgesetzten Be-
bauungsplan, den durch Verordnung über die Festsetzung des Be-
bauungsplans XI-173 im Bezirk Schöneberg vom 16. Dezember 
1980 (GVBl. 1981 S. 2) festgesetzten Bebauungsplan, teilweise den 
durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-190 
im Bezirk Schöneberg vom 18. Oktober 1992 (GVBl. S. 319) fest-
gesetzten Bebauungsplan, teilweise den durch Verordnung über die 
Festsetzung des Bebauungsplans XI-200 im Bezirk Schöneberg 
vom 14. November 1993 (GVBl. S. 553) festgesetzten Bebauungs-
plan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-

hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für Geoin-
formation und Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebau-
ungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von 
Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für Planen, Genehmigen und 
Denkmalschutz, Fachbereich Planen und Fachbereich Genehmigen 
und Denkmalschutz, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. 	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2. 	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Ab-
satz 2a Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb von einem Jahr, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-
Schöneberg von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. Dezember 2010

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d
Bezirksbürgermeister

K r ö m e r
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 7-13Bc im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, 

Ortsteil Schöneberg
Vom 7. Dezember 2010
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Auf Grund des § 1600 Absatz 6 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs (BGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 
2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 24. Juli 2010 (BGBl. I S. 977) geändert worden 
ist, wird verordnet:

§ 1
(1) Anfechtungsberechtigte Behörden im Sinne von § 1600 Ab-

satz 1 Nummer 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind die Bezirksäm-
ter. Die Wahrnehmung der Aufgabe ist organisatorisch von der 
Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch abzugrenzen.

(2) Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach dem gewöhnli-
chen Aufenthalt des Kindes, für das die Vaterschaft anerkannt wur-
de. Hat das Kind im Inland keinen gewöhnlichen Aufenthalt, ist der 
gewöhnliche Aufenthalt des Mannes, der die Vaterschaft anerkannt 
hat, maßgebend. Ändert das Kind oder der Vater, sofern auf ihn ab-
gestellt worden ist, nach Einleitung des gerichtlichen Anfechtungs-
verfahrens seinen gewöhnlichen Aufenthalt, bleibt das Bezirksamt 
zuständig, das den Anfechtungsantrag gestellt hat.

(3) In den Fällen, in denen das Land Berlin vor Erlass dieser 
Rechtsverordnung bereits Anfechtungsverfahren eingeleitet hat, ist 
zuständige Behörde nach Absatz 1 das Bezirksamt, das in dem je-
weiligen Verfahren das Land Berlin vertreten hat.

§ 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. Dezember 2010

Der Senat von Berlin

Klaus W o w e r e i t
Regierender Bürgermeister

Dr. K ö r t i n g
Senator für Inneres und Sport

Verordnung
über die Bestimmung der zuständigen Behörde im 

Vaterschaftsanfechtungsverfahren 
Vom 14. Dezember 2010


